
806 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XVII. GP 

Bericht 

des Ausschusses für innere Angelegenheiten 

über den Bericht der Bundesregierung zu Ent­
schließungen des Nationalrates betreffend 

Kriegsmaterial (111-85 der Beilagen) 

Der vorliegende Bericht wurde dem Nationalrat 
zu dessen Entschließungen vom 24. Feber 1988 und 
vom 22. März 1988 vorgelegt. 

Zur erstgenannten Entschließung zum Thema 
Waffenexporte unter besonderer Berücksichtigung 
der österreichischen Rechtslage wird ausgeführt, 
daß Österreich im vergangenen Jahr an Kriegsma­
terial 11 065 Stück Waffen, 85 Stück Geräte, zirka 
40 Millionen Stück Munition und 22 Stück Kriegs­
landfahrzeuge exportiert hat. 

Im Zuge des im Bundesgesetz über die Ein-, 
Aus- und Durchfuhr von Kriegsmaterial (Kriegs­
materialgesetz ) vorgesehenen Genehmigungsver­
fahrens wurden 1985 357 Anträge, 1986 
521 Anträge, 1987 492 Anträge und bis zum 
12. August 1988 357 Anträge auf Ausfuhr, aber 
auch Einfuhr bzw. Durchfuhr von Kriegsmaterial 
positiv entschieden. Diese Zahlen lassen erkennen, 
daß das derzeit geltende Gesetz in einer Vielzahl 
von Fällen eine befriedigende Administration von 
einschlägigen Waffengeschäften ermöglicht. 

In keinem Land Europas gibt es einen völlig 
freien Export von "Waffen und Kriegsmaterial. 
Auch in Österreich kann auf eine gesetzliche Rege­
lung der Waffenexpone keineswegs verzichtet wer­
den. Das österreichische Kriegsmaterialgese,tz 
unterscheidet sich in seinen Kernbestimmungeh 
nicht von den Vorschriften, die den Export von 
Kriegsmaterial in Schweden und in der Schweiz 
regeln. Unterschiede bestehen nur in Randberei­
chen, wie zum Beispiel hinsichtlich des allgemeinen 
Regelungsinhaltes, der Definition von Kriegsmate­
rial, der zuständigen Organe im Bewilligungsver­
fahren, der Kriterien für die Zulässigkeit der Ein-, 
Aus- und Durchfuhr von Kriegsmaterial, der Befri­
stung und des Widerrufs der Bewilligung, der 
Ersatzteillieferungen, der Endverbrauchsbescheini-

gungen, der zivilen Waffen, der Sonderbestimmun­
gen für den Staat, der Kontrolle des grenzüber­
schreitenden Verkehrs mit Kriegsmaterial sowie 
hinsichtlich der Strafbestimmungen. 

In grundsätzlicher Hinsicht wird sowohl in 
Schweden als auch in der Schweiz deutlich betont, 
daß eine eigene leistungsfähige Kriegsmaterialpro­
duktion ein wesentlicher Eckpfeiler der Sicherheits­
politik und Neutralität ist. Im Interesse der Siche­
rung der Unabhängigkeit wird von beiden Staaten 
ein möglichst hoher Selbstversorgungsgrad im 
Kriegsmaterialbereich angestrebt. Zur Erreichung 
der Zielsetzung einer hochentwickelten Rüstungs­
industrie wird der Export von Kriegsmaterial und 
die Kooperation mit qualifizierten ausländischen 
Partnern für erforderlich gehalten. Diese Grund­
einsteIlung hat Auswirkungen auf die Kriegsmateri­

. alproduktion und die Bewilligungspraxis. 

Überdies werden im Bericht auch die sich im 
Zusammenhang mit dem Thema Waffenexporte 
ergebenden Aspekte der Neutralität aufgezeigt, 
wobei ua. ausgeführt wird, daß das Neutralitäts­
recht aem neutralen Staat die "unmittelbar oder 
mittelbar bewirkte Abgabe von Kriegsschiffen, 
Munition oder sonstigem Kriegsmaterial" verbietet. 

Der neutrale Staat ist nicht verpflichtet, den 
Handel mit Kriegsmaterial zu verhindern. Ihn trifft 
lediglich die Verpflichtung, alle Verbote oder 
Beschränkungen auf die Kriegführenden gleichmä­
ßig anzuwenden. Die neutralitätsrechdiche Pflicht 
zur Gleichbehandlung '. der Kriegführenden ist 
somit auf eine formelle Gleichbehandlung 
beschränkt. Eine materielle Gleichbehandlung ist 
hingegen nicht verlangt. 

Das österreichische Kriegsmaterialgesetz geht 
erheblich über die Rechtspflichten eines neutralen 
Staates hinaus, d'a sich für Österreich aus seinem 
Status der immerwährenden Neutralität eine beson­
dere Sorgfaltspflicht ergibt. Neutralitätsrechtlich ist 
die durch das Kriegsmaterialgesetz normierte 
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Bewilligungspflicht für die Ein-, Aus- und Durch­
fuhr von· Kriegsmaterial jedenfalls nicht geboten. 

Im gegenständlichen Bericht wird unter Bedacht­
nahme auf die zweitgenannte Entschließung zum 
Stand der Ermittlungen über etwaige Gesetzesver­
letzungen im Zusammenhang mit Kriegsmaterial­
Exporten sowie über die wichtigsten Ergebnisse der 
Arbeit eines in diesem Zusammenhang eingesetzten 
Ministerkomitees insbesondere darauf hingewiesen, 
daß beim Landesgericht Linz zur A2 24 
Vr 305-43/87 wegen Neutralitätsgefährdung im 
Sinne des § 320 Z 3 StGB im Zusammenhang mit 
gesetzwidrigen österreichischen Waffenlieferungen 
in den Iran bzw. in den Irak ein Strafverfahren 
anhängig ist. 

Organe der Firmen VOEST-Alpine-AG, Nori­
cum und Hirtenberger AG sind verdächtig, die 
Bewilligung für den Export von Kanonen, Kano­
nenteilen und Munition· nach Libyen, Jordanien, 
Brasilien bzw. hinsichtlich der Munition nach 
Polen in Kenntnis des Umstandes erwirkt zu haben, 
daß alle diese Waffenlieferungen für die kriegsfüh­
renden Länder Iran bzw. Irak bestimmt gewesen 
sind. 

Die gerichtliche Voruntersuchung ist noch nicht 
abgeschlossen. 

Bei einer am 18. März 1988 unter Vorsitz des 
Bundesministers für Justiz stattfindenden Dienstbe­
sprechung wurde festgelegt, die hinreichend geklär­
ten Fakten, das sind vor allem die "Libyen­
Iran"-Geschäfte, auszuscheiden und diesbezüglich 
mit der Ausarbeitung einer Anklageschrift gegen 
verantwortliche Organe der Firmen Noricum, 
VOEST-:AIpine-AG und Hirtenberger AG zu be­
ginnen. Ihre Fertigstellung wird im Hinblick auf 
den gewaltigen Umfang des Erhebungsmaterials 
(bisher zirka 140 Aktenbände) noch einige Zeit in 
Anspruch nehmen, mit der Beendigung der Arbei­
ten ist jedoch im Herbst 1988 zu rechnen. Die 
Staatsanwaltschaft Linz wird in der Anklageschrift 

Mag. Dr. Neidhart 

Berichterstatter 

z 

in~besondere auch die zeugenschaftliche Verneh­
mung jener Personen. vor dem Geschworenenge­
richt beantragen, die im Vorverfahren als mögliche 
Mitwisser der inkriminierten Vorgänge genannt 
worden sind .. 

Um sicherzustellen, daß das Strafverfahren mit 
größter Beschleunigung durchgeführt werden 
kann, wurden der Richter und der Staatsanwalt, die 
mit der Strafsache befaßt sind, im Sinne einer wei­
teren Entschließung des Nationalrates vom 
24. Feber 1988, durch verschiedene personelle und 
organisatorische Maßnahmen von anderen Aufga­
ben entlastet. 

Der Ausschuß für innere Angelegenheiten hat 
den erwähnten Bericht in seiner Sitzung am 
16. November 1988 in Verhandlung genommen. 

Nach einer Debatte, an der sich die Abgeordne­
ten Bur g s t a 11 e r, Neu wir t:h, Dr. Er m a -
co r a, Hai ger mo se r, Mag. Dr. Nei d hart, 
Dr. K hol, Sr b und· Helmut Wo I f sowie der 
Bundesminister für Inneres B 1 e c h a beteiligten, 
wurde mehrstimmig beschlossen, dem Nationalrat 
die Kenntnisnahme des gegenständlichen· Berichtes 
zu empfehlen. 

Ein von den Abgeordneten Bu r g s t a 11 e r 
und E I m eck e reingebrachter Entschließungs­
antrag wurde ebenfalls mit Stimmenmehrheit ange­
nommen. 

Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Aus­
schuß für· innere Angelegenheiten somit den 
An t rag, der Nationalrat wolle beschließen: 

1. Der Bericht der Bundesregierung zu Ent­
schließungen des Nationalrates betreffend 
Kriegsmaterial (III-85 der Beilagen) wird zur 
Kenntnis genommen. .Z 

2. Die beigedruckte Entschließung 
wird angenommen. 

Wien, 1988 11 16 

Elmecker 

Obmann 

Entschließung 

Die Bundesregierung wird ersucht, bei "allfälligen 
Verkäufen von Unternehmungen oder Betrieben 
der österreichischen Rüstungsindustrie neben öko­
nomischen und arbeitsmarktpolitischen Gesichts­
punkten auch darauf Bedacht Zu nehmen, daß im 

Sinne neutralitätspolitischer Erwägungen sicherge­
stellt wird, daß die Verteidigungsbereitschaft des 
österreichischen Bundesheeres - insbesondere was 
die Munitionsbeschaffung und die Wartung militä~ 
rischer Geräte anlangt - sichergestellt bleibt. 
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